
Abschnitt IV 
Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspflege

(Im Entwurf lautete die Überschrift »Sozialistische Rechtspflege und Gesetzlichkeit«.)

Artikel 86
Die sozialistische Gesetzlichkeit, die politische Macht des werktätigen Vol­

kes, ihre Staats- und Rechtsordnung sind die grundlegende Garantie für die 
Einhaltung und die Verwirklichung der Verfassung im Geiste der Gerechtigkeit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit und Menschlichkeit.
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I. Vorgeschichte

1. Die Verfassung von 1949 enthielt keine dem Art. 86 vergleichbare Bestimmung. 1 
Ursächlich dafür war, daß sie in der antifaschistisch-demokratischen Etappe entstanden 
war (s. Rz. 34-40 zur Präambel). Erst als die sozialistische Umwälzung ein gewisses Rei­
festadium erreicht hatte, wurde das Bestreben erkennbar, Garantien für die Einhaltung 
und die Verwirklichung der Rechte der Bürger - verstanden im Sinne der marxistisch-leni­
nistischen Rechtstheorie (s. Rz. 5-39 zu Art. 19) - in Normativakten zum Ausdruck zu 
bringen. So hieß es bereits im Abschnitt I des Ersten Teils des Erlasses des Staatsrates der 
DDR über die grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der Rechts­
pflege vom 4. 4. 1963 h »Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik wissen: 1
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1 GBl. I S. 21.
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